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"Leben mit HIV/AIDS – Diskriminierung im Alltag"
Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt 

Besonders hart trifft viele HIV-Infizierte die Diskriminierung in der Arbeitswelt. Denn obwohl eine HIV-Infektion in Österreich keinen Grund dafür darstellt, eine Arbeit nicht ausführen zu dürfen
, wird bei vielen Unternehmen in den Bewerbungsunterlagen danach gefragt bzw. ein HIV-Testergebnis verlangt. Laut Erfahrungsberichten, die den AIDS-Hilfen Österreichs vorliegen, kommt es immer wieder zu Kündigungen HIV-positiver Menschen aufgrund ihrer Infektion, wobei diese selbstverständlich nicht als Grund angegeben, sondern eine Kündigung ohne Grund oder mit einem anderen Grund ausgesprochen wird. Die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes
 bestätigt: "Bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses besteht keine Verpflichtung zur Offenbarung einer nicht dauernde Arbeitsunfähigkeit bewirkenden Krankheit. Die Verschweigung rechtfertigt daher nicht die Entlassung wegen Vertrauensunwürdigkeit."

Darüber hinaus passiert Diskriminierung in der Arbeitswelt häufig unmittelbar und mittelbar durch die Verletzung des Datenschutzes: Ämter und Behörden leiten ihnen bekannte Informationen über Betroffene in vielen Fällen ungeniert weiter. Auch BetriebsärztInnen unterliegen selbstverständlich, sollten sich ArbeitnehmerInnen freiwillig bei diesen auf HIV testen lassen bzw. sie über das Vorliegen einer HIV-Infektion in Kenntnis setzen, der Schweigepflicht.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um die Diskriminierung von Menschen mit HIV/AIDS im Arbeitsleben zu verhindern, dass sich Österreich den Vorschlägen der International Labour Organisation
 anschließt und entsprechende Gesetze für den Arbeitsbereich erlässt bzw. die Missachtung vorhandener Gesetze unter Strafe stellt.

Medizinische Versorgung ist ein Grundrecht!

Obwohl das Nichtbehandeln von Menschen mit HIV/AIDS aufgrund ihres HIV-Status unethisch und mit dem Hippokratischen Eid nicht vereinbar ist, passiert es Betroffenen immer wieder, dass sie von ÄrztInnen abgewiesen werden. Einzelfälle? Nein, wie eine Umfrage bei 81 ZahnärztInnen im Raum Linz, durchgeführt von der AIDSHILFE OBERÖSTERREICH, zeigt. Nur etwa ein Viertel (21) der ÄrztInnen erklärte sich bereit, HIV-positive Menschen zu behandeln. 

Behandlung, Betreuung und Pflege HIV-infizierter und AIDS-kranker PatientInnen birgt, wenn alle routinemäßigen Schutzmaßnahmen eingehalten werden, kein Infektionsrisiko für ÄrztInnen und betreuendes Personal. Besondere Vorkehrungen sind weder nötig noch gerechtfertigt, da davon ausgegangen werden muss, dass Personen behandelt werden, deren HIV-Status nicht bekannt ist  – möglicherweise nicht einmal den Personen selbst.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um die Diskriminierung von Menschen mit HIV/AIDS im medizinisch/pflegerischen Bereich zu verhindern, den Themenbereich HIV/AIDS als Standard in die Ausbildung von MedizinerInnen und Pflegepersonal  aufzunehmen.

Diskriminierung beginnt im Kindergarten
Häufig beginnt die Diskriminierung schon lange vor dem Eintritt ins Berufsleben, nämlich im schulischen Umfeld oder schon im Kindergarten. In Bezug auf Kindergärten, Horteinrichtungen und Schulen ist klar zwischen HIV-Infektion und AIDS-Erkrankung zu unterscheiden, wobei sich die bestehenden Gesetze und Verordnungen auf die Erkrankung an AIDS beziehen. Meist wird dabei allerdings nicht auf AIDS im Speziellen eingegangen, sondern die erworbene Immunschwächekrankheit gemeinsam mit allen anderen ansteckenden Krankheiten abgehandelt. Ist ein Kind an AIDS erkrankt, gelten für Kindergärten und Horteinrichtungen je nach Bundesland unterschiedliche Landesgesetze. In Vorarlberg, Tirol, Oberösterreich, Niederösterreich und dem Burgenland müssen ansteckende Krankheiten unverzüglich an die Leitung gemeldet werden. In Vorarlberg und Tirol gilt dies sogar, wenn nicht das Kind an einer ansteckenden Krankheit leidet, sondern eine im selben Haushalt lebende Person. Schulen betreffend heißt es in einer Verordnung
: "Die Erziehungsberechtigten haben den Schulleiter im Falle einer Erkrankung des Schülers oder eines Hausangehörigen des Schülers an einer anzeigenpflichtigen Krankheit
 unverzüglich hievon zu verständigen [...]".

Unklar ist einerseits, welchen Sinn es hat, der Schul-, Kindergarten- oder Hortleitung die AIDS-Erkrankung einer im selben Haushalt lebenden Person zu melden, da dadurch kein Risiko für in dieser Einrichtung tätige oder betreute Personen entsteht, andererseits kommt es in diesem Bereich häufig zur Missachtung der Geheimhaltungspflicht, was für die Betroffenen und ihre Angehörigen dramatische Folgen haben kann.

Erfahrungsbericht: Ein Paar lebt mit seiner Tochter in einer ländlichen Gemeinde. Es wird bekannt, dass die Eltern HIV-positiv sind. Als sie ihre HIV-negative Tochter für den Kindergarten anmelden wollen, wird ihnen mitgeteilt, dass eine Aufnahme aus Platzgründen nicht möglich ist. Um dem Mädchen beim künftigen Besuch der Volksschule Schwierigkeiten zu ersparen, geben sie ihr Kind zu den in einer anderen Gemeinde wohnenden Großeltern.

Bus und Bad tabu?

In vielen öffentlichen Einrichtungen, z.B. Schwimmbädern oder Verkehrsmitteln, dürften sich an AIDS erkrankte Menschen von Rechts wegen nicht aufhalten. In den Beförderungsbedingungen öffentlicher Verkehrsmittel findet sich oft ein Passus wie dieser: „Von der Benützung sind insbesondere Personen ausgeschlossen, die mit einer anzeigepflichtigen übertragbaren Krankheit behaftet sind." Bei der Benützung von Bus, Bahn oder Bim besteht aber ebenso wenig ein Übertragungsrisiko von HIV wie bei der Benützung von Schwimmbädern. Eine Übertragung des HI-Virus kann nicht über Wasser oder Luft erfolgen, auch eine Übertragung über Schweiß ist nicht möglich.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um die Diskriminierung von Menschen mit HIV/AIDS im öffentlichen Leben zu verhindern, den Themenbereich HIV/AIDS als Standard in die Ausbildung von MitarbeiterInnen des öffentlichen Dienstes aufzunehmen. Dasselbe gilt für die MitarbeiterInnen öffentlicher Dienstleister, wie Kindergärten, Horteinrichtungen, Schulen, öffentliche Verkehrsmittel und Schwimmbäder. Generell fordern die AIDS-Hilfen Österreichs den Erlass eines bundesweiten Antidiskriminierungsgesetzes, das auch ein Verbot der Diskriminierung aufgrund von HIV/AIDS mit einschließt, bzw. bestehende Gleichbehandlungsgebote in dem Sinne zu erweitern.
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� AIDS ist eine meldepflichtige Erkrankung (eine HIV-Infektion nicht).





